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Fragebogen zur Umsetzung des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts 

1.
Organisation und Ausgestaltung der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde 
(Vernehmlassungsbericht, S. 13 ff.; nArt. 38 ff. EGzZGB)

a)
Eine kantonale Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde mit drei Zweigstellen

	Sind Sie mit der Schaffung einer kantonalen Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde mit 3 Zweigstellen einverstanden?
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein


Bemerkungen:

     
b)
Drei oder fünf eigenständige Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden

	Sollen stattdessen drei oder fünf eigenständige Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden geschaffen werden?
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein

	Bevorzugen Sie drei oder fünf Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden?
	 FORMCHECKBOX 
 3
	 FORMCHECKBOX 
 5


Bemerkungen:

     
2.
Organisation und Ausgestaltung der regionalen Berufsbeistandschaften

(Vernehmlassungsbericht, S. 21 ff.; nArt. 45 ff. EGzZGB)

a)
Regionale Berufsbeistandschaften

	Sind Sie mit der Schaffung regionaler Berufsbeistandschaften einverstanden?
(Verantwortung vorläufig bei den Regionalverbänden, nach Gebietsreform
künftig bei den Regionen)
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein


Bemerkungen:

     
b)
Aufgabenzuweisung

	Sind Sie einverstanden, den Berufsbeistandschaften nebst der Mandatsführung weitere Aufgaben (Sachverhaltsabklärungen; Rekrutierung, Beratung und Unterstützung privater Beiständinnen und Beiständen) zuzuweisen? 
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein


Falls nein: Welcher Behörde sollen diese Aufgaben zugewiesen werden?

     
Bemerkungen:

     
3.
Aufsicht 

(Vernehmlassungsbericht, S. 23 f.; nArt. 39 EGzZGB)

	Sind Sie einverstanden, dass die Regierung neu die Aufsicht über die kantonale Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde wahrnimmt?
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein

	
	
	

	Soll stattdessen wie bisher das Kantonsgericht die Aufsicht ausüben?
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein


Bemerkungen:

     
4.
Gerichtliche Beschwerdeinstanz
(Vernehmlassungsbericht, S. 24; nArt. 61 EGzZGB)
	Sind Sie einverstanden, das Kantonsgericht als einzige gerichtliche Beschwerdeinstanz vorzusehen?
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein


Bemerkungen:

     
5.
Fürsorgerische Unterbringung
(Vernehmlassungsbericht, S. 29 ff.; nArt. 52 ff. EGzZGB)

a)
Ärztliche Unterbringung

	Sind Sie einverstanden, dass nicht mehr alle im Kanton zugelassenen Ärztinnen und Ärzte eine fürsorgerische Unterbringung anordnen dürfen?
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein


Falls nein: Soll auf eine Beschränkung verzichtet werden oder welche Ärztinnen und Ärzte sollen eine fürsorgerische Unterbringung anordnen können?

     
Bemerkungen:

     
b)
Nachbetreuung

	Sind Sie mit der vorgeschlagenen Möglichkeit einverstanden, dass eine Nachbetreuung vereinbart oder angeordnet werden kann?
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein


Falls nein: Was ist Ihrer Ansicht nach noch zu regeln?

     
Bemerkungen:

     
b)
Ambulante Massnahmen

	Sind Sie mit der vorgeschlagenen Möglichkeit einverstanden, dass die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde unter gewissen Voraussetzungen ambulante Massnahmen anordnen kann?
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein


Falls nein: Was ist Ihrer Ansicht nach noch zu regeln?

     
Bemerkungen:

     
d)
Zwangsmedikation

	Sind Sie einverstanden, dass die Zwangsmedikation unter gewissen Voraus​setzungen ausdrücklich möglich sein soll?
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein

	Falls nein: Ist die Zwangsmedikation von Gesetzes wegen auszuschliessen?
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein


Bemerkungen:

     
6.
Weitere Bestimmungen
a)
Adoption (Vernehmlassungsbericht, S. 25; nArt. 15, 36 und 36a)
	Sind Sie einverstanden, dass künftig eine kantonale Behörde für die Adoption zuständig ist?
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein


Bemerkungen:

     
b)
Verfahrensvorschriften (Vernehmlassungsbericht, S. 32 ff.; nArt. 57 ff. EGzZGB)
	Sind Sie mit den Verfahrensbestimmungen einverstanden?
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein


Bemerkungen:

     
c)
Vollstreckung der Mitwirkungspflicht (Vernehmlassungsbericht, S. 33 f.; nArt. 59b EGzZGB)
	Sind Sie einverstanden, dass die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde die Mitwirkungspflicht neu zwangsweise vollstrecken können soll (inkl. Kosten einer Ersatzvornahme)?
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein


Falls nein: Was ist Ihrer Ansicht nach anders zu regeln?

     
Bemerkungen:

     
d)
Kantonale Meldepflichten (Vernehmlassungsbericht, S. 35; nArt. 62 EGzZGB)
	Sind Sie einverstanden, die Meldepflicht auf alle – d.h. auch privatrechtlich angestellte – Fachpersonen aus den Bereichen Medizin, Pflege, Bildung, Erziehung, Betreuung, Sozialberatung und Religion auszudehnen, die in Ausübung ihres Berufes von der Hilfsbedürftigkeit eines Kindes oder einer erwachsenen Person Kenntnis erhalten?
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein


Falls nein: Welche Meldepflichtigen sind zu streichen oder aufzunehmen 
und warum?

     
Bemerkungen:

     
e)
Terminologische Anpassungen (Vernehmlassungsbericht, S. 36; nArt. 163 EGzZGB (inkl. Anhang), nArt. 9 Abs. 2 KV)
	Gibt es noch weitere Anpassungen?
	 FORMCHECKBOX 
 Ja
	 FORMCHECKBOX 
 Nein


Bemerkungen:

     
7.
Bemerkungen zu weiteren Bestimmungen der Gesetzesvorlage

     
8.
Weitere Bemerkungen

     
Absender

Name:
     
Adresse:
     
Kontaktperson (bei Rückfragen)
     
Vernehmlassungsfrist:
8. Juli 2011

Bitte schicken Sie Ihre Stellungnahme an folgende Adresse:

E-Mail: info@djsg.gr.ch
Departement für Justiz, Sicherheit und Gesundheit
Hofgraben 5

7001 Chur
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